
[image: image]

Lars Rühlicke
Entlastung und Rechtsverlust


[image: image]


ISBN 978-3-11-040817-1
e-ISBN (PDF) 978-3-11-040824-9
e-ISBN (EPUB) 978-3-11-040842-3

Library of Congress Cataloging-in-Publication Data
A CIP catalog record for this book has been applied for at the Library of Congress.

Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über http://dnb.dnb.de abrufbar.

© 2015 Walter de Gruyter GmbH, Berlin/Boston

www.degruyter.com


Vorwort

Die Arbeit lag der Juristischen Fakultät der Universität Potsdam im Sommersemester 2014 als Dissertation vor. Ihre Veröffentlichung fällt in eine Zeit, in der die aktienrechtliche Organhaftung erneut intensiv diskutiert wird. Anlässlich des 70. Deutschen Juristentags im September 2014 sind nach Abschluss des Promotionsverfahrens zahlreiche Diskussionsbeiträge erschienen, die ich bei der Fertigstellung des Manuskripts für den Druck nicht unberücksichtigt lassen wollte. Die Arbeit ist daher auf dem Stand vom April 2015.

Herzlich bedanken möchte ich mich zuallererst bei meinem Doktorvater und Lehrer, Herrn Prof. Dr. Jens Petersen, für die stets wohlwollende Unterstützung, Förderung und Ausbildung, die er mir seit vielen Jahren an seinem Lehrstuhl zuteilwerden lässt. Mein Dank gilt daneben Herrn Prof Dr. Tilman Bezzenberger für die zahlreichen wertvollen Anregungen und nicht zuletzt für die rasche Erstellung des Zweitgutachtens. Besonderer Dank gebührt weiter Herrn Prof. Dr. Werner Merle, der mich schon während des Studiums besonders gefördert und für das Zivilrecht begeistert hat, und von dem letztlich auch die Anregung des Themas dieser Arbeit stammt. Zu großem Dank verpflichtet bin ich auch meinen Potsdamer Freunden und Kollegen Hannes Arndt, David Hötzel und vor allem Roy F. Bär. Sie haben nicht nur in unzähligen Gesprächen zum Gelingen dieser Arbeit beigetragen, sondern mir in den letzten Monaten vor der Abgabe auch selbstlos den Rücken frei gehalten. Dank schulde ich auch dem Verein der Freunde und Förderer der Juristischen Fakultät der Universität Potsdam, der diese Arbeit im Juni 2015 mit dem WolfRüdiger Bub-Preis ausgezeichnet und damit einen nicht unerheblichen Teil der Druckkosten übernommen hat.

Bedanken möchte ich mich schließlich aber ganz besonders bei meiner Familie und vor allem bei meinen Eltern für die in jeder Hinsicht gewährte Geduld, Unterstützung und Förderung. Ihnen widme ich diese Arbeit.

Potsdam im Juli 2015

Lars Rühlicke


Inhaltsübersicht

Vorwort

Einleitung

1. Teil: Die Grundlagen der Untersuchung

§ 1 Die funktionelle Identität der bürgerlich-rechtlichen und der gesellschaftsrechtlichen Entlastung

§ 2 Die Sonderstellung der aktienrechtrechtlichen Entlastung

§ 3 Die verschiedenen Begründungsansätze zur dogmatischen Konstruktion des Rechtsverlusts

2. Teil: Die Entlastung als rechtsgeschäftlicher Verzicht

§ 4 Der Verzichtswille des Geschäftsführers

§ 5 Der Vertragsschluss mit dem Geschäftsführer

§ 6 Die Besonderheiten des Gesellschaftsrechts

3. Teil: Die Entlastung und das Verbot widersprüchlichen Verhaltens

§ 7 Der Rechtsverlust als Folge einer Bindung kraft zurechenbar veranlassten Vertrauens

§ 8 Der Rechtsverlust als Folge einer Obliegenheitsverletzung

§ 9 Zusammenstellung der wesentlichen Ergebnisse

Literaturverzeichnis



Inhalt

Einleitung

1. Teil: Die Grundlagen der Untersuchung

§ 1 Die funktionelle Identität der bürgerlich-rechtlichen und der gesellschaftsrechtlichen Entlastung

I. Die Entlastung im Bürgerlichen Recht

1. Die Rechenschafts- und Rechnungslegungspflicht des Geschäftsführers nach Ausführung der Geschäfte

2. Die Rechtsfolgen abgelegter Rechenschaft für die Haftung des Geschäftsführers

a) Die Darlegungs- und Beweislast des Geschäftsführers im Ersatzprozess

b) Die Gefahr der Beweisnot vor Ablauf der Verjährungsfrist

c) Die Möglichkeit einer negativen Feststellungklage

3. Die Erweiterung des Rechenschaftsvorgangs um die Entlastungserklärung des Geschäftsherrn

4. Das Fehlen eines Anspruchs des Geschäftsführers auf Entlastung

5. Zusammenfassung

II.Die Entlastung im Gesellschaftsrecht

1. Die Entlastung als Schlusspunkt des Rechenschaftsvorgangs

a) Aktiengesellschaft

b) Genossenschaft

c) Gesellschaft mit beschränkter Haftung

d) Eingetragener Verein

e) Rechtsfähige Stiftung

f) Personengesellschaften

g) Wohnungseigentümergemeinschaft

2. Die Rechtsfolgen der Entlastung

a) Verlust bekannter und erkennbarer Ersatzansprüche

b) Erstreckung auf Gestaltungsrechte wegen pflichtwidriger Geschäftsführung

c) Kein Ausschluss unverzichtbarer Ansprüche

3. Das Fehlen eines Anspruchs auf Entlastung

4. Zusammenfassung

III.Die Gründe für ein einheitliches Verständnis der bürgerlich-rechtlichen und der gesellschaftsrechtlichen Entlastung

1. Die besondere Ausgestaltung der Gesellschaftsorganisation und ihre Auswirkungen auf die Entlastung

2. Die besondere Ausgestaltung der Geschäftsführung und ihre Auswirkungen auf die Entlastung

a) Periodizität von Rechenschaft und Entlastung

b) Regelmäßige Entscheidung über die Entlastung

3. Die Unterscheidung zwischen der Billigung der Rechnungslegung und der Billigung der Geschäftsführung

4. Zusammenfassung

IV.Die rechtlichen Folgen des funktionellen Zusammenhangs von Rechenschaft und Entlastung

1. Die Erkennbarkeit für den Geschäftsherrn

a) Keine Beschränkung auf schriftliche erteilte Informationen

b) Die Beschränkung auf kollektive Informationsvorgänge

c) Der »lebensnahe vernünftige Maßstab«

2. Die »private« Kenntnis des Geschäftsherrn

3. Die beschränkte Klarstellungswirkung der Entlastung und die Generalbereinigung

4. Zusammenfassung

§ 2 Die Sonderstellung der aktienrechtrechtlichen Entlastung

I. Die Entlastung bei der Aktiengesellschaft

1. Die historische Entwicklung der aktienrechtlichen Entlastung

a) Das Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897

b) Das Aktiengesetz vom 30. Januar 1937

c) Das Aktiengesetz vom 6. September 1965

2. Die Funktionen des § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG

a) Die Klarstellungs- und Vereinheitlichungsfunktion des § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG

b) Der Funktionswandel der aktienrechtlichen Entlastung und dessen Absicherung durch § 120 Abs. 2 Satz 1 AktG

c) Die Akzentuierung der Organhaftung durch § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG

3. Die Folgerungen für die Auslegung des § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG

a) Kein Verlust von Ersatzansprüchen

b) Keine Umkehr der Darlegungs- und Beweislast

c) Kein Verlust von Gestaltungsrechten

4. Die Folgerungen für den gewollten Rechtsverzicht nach dem Ablauf der Sperrfrist

5. Zusammenfassung

II.Die Entlastung im Genossenschaftsrecht

1. Die historische Entwicklung der Entlastung im Genossenschaftsrecht

a) Der Referenten-Entwurf vom 28. Februar 1962

b) Die Reform des Genossenschaftsrechts vom 9. Oktober 1973

c) Die Reform des Genossenschaftsrechts vom 14. August 2006

2. Die Folgerungen für eine analoge Anwendung des § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG

a) Die analoge Anwendung des § 93 Abs. 4 Satz 3 AktG?

b) Die analoge Anwendung des § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG?

3. Zusammenfassung

III.Die Entlastung bei der GmbH ohne Aufsichtsrat

1. Die historische Entwicklung der Entlastung im GmbH-Recht

a) Der Entwurf der »großen GmbH-Reform« von 1971/1973

b) Die GmbH-Novelle von 1980

2. Die Folgerung für eine analoge Anwendung des § 120 Abs. Satz 2 AktG

IV.Die Entlastung bei der GmbH mit Aufsichtsrat

1. Die historische Entwicklung der Entlastung im GmbH-Recht

a) Die GmbH mit fakultativem Aufsichtsrat

b) Die GmbHG mit obligatorischem Aufsichtsrat

2. Die Folgerungen für die analoge Anwendung des § 120 Abs. Satz 2 AktG

a) Die entsprechende Geltung des § 93 Abs. 4 Satz 3 AktG kraft gesetzlicher Verweisung

b) Die analoge Anwendung des § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG

3. Zusammenfassung

§ 3 Die verschiedenen Begründungsansätze zur dogmatischen Konstruktion des Rechtsverlusts

I. Der historische Ausgangspunkt

1. Die Entlastung des Verwalters fremder Sachen und Güter durch Erteilung einer Quittung

2. Die Entlastung des Vormunds durch Erteilung einer Quittung

3. Das Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs

II.Die Grundüberlegung zur Rechtfertigung des Anspruchsverlusts

1. Die Bindung des Geschäftsherrn kraft Rechtsgeschäfts

2. Die Bindung des Geschäftsherrn kraft schutzwürdigen Vertrauens

3. Die Bindung des Geschäftsherrn als Folge der Verletzung einer im eigenen Interesse bestehenden Obliegenheit

III.Die Entwicklung des Meinungsstands seit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs

1. Die Deutung der Entlastung als vertraglicher Verzicht

2. Die »Verzichtswirkung« der gesellschaftsrechtlichen Entlastung

3. Der Rechtsverlust als gesetzliche »Präklusionsfolge« der Entlastung

IV. Zusammenfassung

2. Teil: Die Entlastung als rechtsgeschäftlicher Verzicht

§ 4 Der Verzichtswille des Geschäftsführers

I. Der abstrakte Anspruchsverzicht des § 397 BGB

1. Abstraktion und Rechtsgrund

2. Verzichtswille und Feststellungswille bei § 397 BGB

a) Der Erlass, der Eventualerlass und das konstitutive negative Schuldanerkenntnis

b) Das deklaratorische negative Schuldanerkenntnis

c) Zusammenfassung

3. Die Auslegungskriterien für die Abgrenzung zwischen Verzichtsund Feststellungswillen

a) Die Zulässigkeit des Nebeneinanders von konstitutivem Anspruchsverzicht und negativem Schuldanerkenntnis

b) Die allgemeinen Auslegungskriterien zur Ermittlung des Verzichtswillens

c) Zusammenfassung

4. Die Anwendung der allgemeinen Grundsätze der §§ 397, 516 BGB auf die Entlastung

a) Die Vorgaben für die Auslegung der Entlastungserklärung des Geschäftsherrn

b) Die Relevanz der objektiv-normativen Auslegung

5. Die Entlastung in Kenntnis von Ersatzansprüchen

a) Die Billigung der Geschäftsführung in Kenntnis von Ersatzansprüchen

b) Die durch Rechenschaft vermittelte Kenntnis

c) Die private Kenntnis des Geschäftsherrn

d) Der Rechtsgrund der Entlastung bei Kenntnis von Ersatzansprüchen

e) Zusammenfassung

6. Die Entlastung in Unkenntnis von Ersatzansprüchen

a) Die Beschränkung der Entlastung auf die aus der Rechenschaft erkennbare Geschäftsführung

b) Die Billigung der Geschäftsführung in Unkenntnis von Ersatzansprüchen

7. Zusammenfassung

 II. Der kausale Anspruchsverzicht nach § 311 Abs. 1 BGB

 III. Der Anspruchsverlust als Folge einer Genehmigung der Geschäftsführung

§ 5 Der Vertragsschluss mit dem Geschäftsführer

I. Die Relevanz der Fragestellung

1. Erklärungen des Geschäftsführers im Vorfeld der Entlastung

2. Dankesbekundungen des Geschäftsführers

3. Das Schweigen des Geschäftsführers

II.Die Ausweitung des Blickwinkels

1. Die aufgedrängte Entlastung

a) Die Entwertung der Entlastung durch die Mitwirkung des Geschäftsführers beim Rechtsverzicht?

b) Das denkbare Interesse des Geschäftsherrn an der Aufdrängung der Entlastung

c) Die mangelnde praktische Relevanz des Aufdrängungsarguments

2. Das Vertragsprinzip des § 397 BGB

a) Die formal-juristische Betrachtungsweise des historischen Gesetzgebers

b) Die Kritik an der Sichtweise des historischen Gesetzgebers

c) Die Argumente für die Rechtfertigung des Vertragsprinzips

d) Die Argumente für die Rechtfertigung des einseitigen Rechtsverzichts

3. Das Vertragsprinzip des § 516 BGB

a) Der Rechtsgrund des Anspruchsverzichts

b) Der Gleichlauf von Anspruchsverzicht und Schenkung

c) Das dogmatische Problem

4. Die Entlastung als Paradigma

III.Die Behandlung des Schweigens auf ein rechtlich lediglich vorteilhaftes Vertragsangebot am Beispiel der Entlastung

1. Die gesetzliche Wertung des § 516 Abs. 2 BGB

a) Die Behandlung des Schweigens in § 516 Abs. 2 BGB

b) Die Kritik am Regelungskonzept des § 516 Abs. 2 BGB

c) Der allgemeine Rechtsgedanke des § 516 Abs. 2 Satz 2 BGB

2. Die Entlastung in Abwesenheit des Geschäftsführers

a) Die Regelung des § 151 Satz 1 BGB

b) Die Stellungnahmen im Schrifttum

c) Zusammenfassung

3. Die Entlastung in Anwesenheit des Geschäftsführers

 IV. Zusammenfassung

§ 6 Die Besonderheiten des Gesellschaftsrechts

I. Die Entbehrlichkeit der Mitwirkung des Vertretungsorgans nach der herrschenden Entlastungssicht

1. Die organschaftliche Deutung der Entlastung

2. Der nichtrechtsgeschäftliche Lösungsansatz

II.Die Annexkompetenz der Gesellschafterversammlung beim Verzicht auf Ersatzansprüche

1. Der Verzicht auf Ersatzansprüche bei Verbänden ohne Aufsichtsrat

2. Der Verzicht auf Ersatzansprüche bei Verbänden mit Aufsichtsrat

3. Zusammenfassung

III.Das Verhältnis zwischen dem Entlastungsbeschluss und dem Ausführungsgeschäft

IV.Die Bewertung der Leistungsfähigkeit der vertraglichen Deutung der Entlastung

3. Teil: Die Entlastung und das Verbot widersprüchlichen Verhaltens

§ 7 Der Rechtsverlust als Folge einer Bindung kraft zurechenbar veranlassten Vertrauens

I. Die dogmatischen Grundlagen des Vertrauensschutzes

1. § 242 BGB als »offener Tatbestand«

2. Präzisierung mittels eines »beweglichen Systems«

a) Die allgemeinen Merkmale des Vertrauensschutzes

b) Das Erfordernis einer »Interessenabwägung«

c) Die prinzipielle Gleichwertigkeit von Rechtsbegründung und Rechtsverlust

3. Zwischenergebnis und Prüfungsansatz

II.Das vertrauensbegründende Verhalten

1. Der Ausspruch der Entlastung als Vertrauenstatbestand

a) Die Erklärung der Entlastung

b) Der Beschluss über die Entlastung

c) Die Kenntnis des Geschäftsführers von der Entlastung

2. Das Unterlassen der Anspruchsgeltendmachung

3. Das Unterlassen »vertrauenshindernder Handlungen«

III.Das schutzwürdige Vertrauen des Geschäftsführers und die Zurechenbarkeit des Vertrauenstatbestands

1. Die beiden zentralen Kategorien des Vertrauensschutzes

a) Das Vertrauen auf ein künftiges Verhalten

b) Das Vertrauen auf eine vermeintliche Rechtslage

2. Die Bestimmung der Reichweite des Vertrauenstatbestands durch Auslegung

3. Die Entlastung in Kenntnis von Ersatzansprüchen

a) Die Bedenken gegen den bisherigen Erklärungsansatz

b) Der denkbare Lösungsansatz

c) Zusammenfassung

4. Die Entlastung bei Erkennbarkeit von Ersatzansprüchen

a) Die herrschende Sichtweise

b) Die kritischen Stellungnahmen im Schrifttum

c) Die Bewertung des Meinungstands

IV.Die Bewertung der Leistungsfähigkeit des vertrauensbasierten Entlastungsmodells

§8 Der Rechtsverlust als Folge einer Obliegenheitsverletzung

I. Die Lehre von den Obliegenheiten

1. Der Streit über die Rechtsnatur der Obliegenheiten

2. Das Verhältnis zum Verbot widersprüchlichen Verhaltens

3. Die Möglichkeit der dogmatischen Begründung ungeschriebener Obliegenheiten

II.Die Begründung einer Prüfobliegenheit kraft Gewohnheitsrechts

§ 9 Zusammenstellung der wesentlichen Ergebnisse

I. Die Grundlagen der Untersuchung

II.Die Entlastung als rechtsgeschäftlicher Verzicht

III.Die Entlastung und das Verbot widersprüchlichen Verhaltens

Literaturverzeichnis



Einleitung

Die vorliegende Untersuchung behandelt mit der Entlastung des Geschäftsführers ein klassisches Problem aus dem Recht der Geschäftsbesorgung.1 Es geht um die Frage, in welchem Umfang der Geschäftsherr ihm zustehende Ersatzansprüche und andere auf pflichtwidriger Geschäftsführung beruhende Rechte gegen den Geschäftsführer verliert, wenn er diesem nach Abschluss der Geschäfte und mit Rücksicht auf zuvor geleistete Rechenschaft vorbehaltlos »Entlastung« erteilt. Mit den unterschiedlichsten Begründungsansätzen entspricht es nahezu einhelliger Ansicht, dass der Geschäftsherr mit solchen Ersatzansprüchen und anderen Rechten ausgeschlossen ist, die ihm im Zeitpunkt der Entlastungserteilung bekannt waren oder die er bei sorgfältiger Prüfung der geleisteten Rechenschaft zumindest hätte erkennen können.2

Da eine spezielle gesetzliche Anordnung des durch die Entlastung ausgelösten Rechtsverlusts fehlt, soll im Folgenden näher untersucht werden, ob und inwieweit sich das herrschende Entlastungsverständnis mit den allgemeinen Grundsätzen des Privatrechts vereinbaren lässt. Unter dem Stichwort der »Rechtsnatur« der Entlastung wird diese Frage zwar seit Jahrzehnten intensiv diskutiert,3 ohne dass sich allerdings - so viel sei an dieser Stelle vorweggenommen - unter den vertretenen Standpunkten ein befriedigender Lösungsansatz ausmachen lässt. Ließe sich der Verlust bekannter und erkennbarer Ersatzansprüche mit dem anerkannten Instrumentarium des Privatrechts aber nicht erklären, so erwiese sich das klassische Entlastungsverständnis letztlich als nicht haltbar und müsste, wenn nicht aufgegeben, dann doch in wesentlichen Teilen abgeschwächt werden. Die mangelnde Leistungsfähigkeit der bisherigen dogmatischen Begründungsansätze stellt damit den Anlass für die vorliegende Untersuchung dar und steckt zugleich ihren Rahmen ab.

Mit der Entlastung verbinden sich über die Frage des Rechtsverlusts hinaus viele Spezialprobleme, die ihren Grund in aller Regel in den Besonderheiten der einzelnen Geschäftsbesorgungsverhältnisse haben. Hierzu gehört etwa das in jüngerer Zeit breit diskutierte Problem der Reichweite des Ermessens bei kollektiven Entlastungsentscheidungen im Verbandsrecht und die damit verbundene Frage nach der Anfechtbarkeit des Entlastungsbeschlusses bei Überschreitung des der Versammlung eingeräumten Ermessensspielraums.4 Ausschließlich bei kollektiven Entlastungsentscheidungen stellt sich auch die Frage nach der Reichweite von Stimmrechtsbeschränkungen bei der Beschlussfassung.5 Beide Fragen erweisen sich bei näherer Betrachtung als hinreichend geklärt.Vor allem aber haben sie keinen spezifischen Bezug zu dem hier behandelten Problem der dogmatischen Konstruktion des Rechtsverlusts. Ausgespart bleiben sollen aus diesem Grunde auch die vielfältigen Streitigkeiten im Zusammenhang mit der Entlastungsverweigerung6 und ebenso die öffentlich-rechtliche Entlastung,7 zumal für diese gänzlich andere Prämissen gelten. Gleichwohl ist eine erhebliche Stofffülle zu bewältigen, da die Frage nach der »Rechtsnatur« der Entlastung in nahezu allen Abhandlungen, die sich mit diesem Rechtsinstitut befassen, zumindest gestreift, nicht selten aber ausführlicher erörtert wird.



_____

1. Teil: Die Grundlagen der Untersuchung


§ 1   Die funktionelle Identität der bürgerlich-rechtlichen und der gesellschaftsrechtlichen Entlastung

Die Untersuchung der dogmatischen Konstruktion der Entlastungsfolgen setzt zunächst voraus, dass Klarheit über den Untersuchungsgegenstand besteht. Hierfür ist eine umfassende Analyse der Interessenlage der Beteiligten und der zugrunde liegenden gesetzlichen Wertungen erforderlich. Denn dogmatische Konstruktionsfragen stellen keinen Selbstzweck dar.8 Sie dienen dazu, die in Ansehung der gesetzlichen Wertungen schutzwürdigen Belange der Beteiligten zur Geltung zu bringen. Zudem entspricht die hier zugrunde gelegte Einordnung der Entlastung als allgemeines Institut der Geschäftsbesorgung längst nicht dem gesicherten Rechtsbestand. Im Gegenteil wird im Gesellschaftsrecht einhellig vertreten, dass die Entlastung ein besonderes gesellschaftsrechtliches,9 verbandsrechtliches,10 körperschaftsrechtliches11 bzw. organschaftliches12 Rechtsinstitut sei. Wie sich im Laufe der Untersuchung zeigen wird, handelt es sich hierbei nicht nur um eine unzulässige begriffliche Verengung. Vielmehr kaschiert der Hinweis auf organschaftliche Grundsätze auch den Mangel an rechtsdogmatischer Begründung. Denn die Rechtfertigung der klassischen Entlastungsfolgen mit Hinweis auf organschaftliche Grundsätze bleibt solange rein begrifflich, wie nicht offengelegt wird, inwieweit hierin eine Abweichung von den allgemeinen Grundsätzen des Privatrechts liegt und–letztlich entscheidend–worin der sachliche Grund für diese Abweichung besteht. Für die Darstellung folgt hieraus, dass die Entlastung–gleichsam induktiv–zunächst im Bürgerlichen Recht (I.) und sodann im Gesellschaftsrecht (II.) näher zu untersuchen ist, um auf dieser Grundlage die funktionelle Identität der beiden Erscheinungsformen nachzuweisen (III.). Darüber hinaus lassen sich aus dem Verhältnis von Rechenschaft und Entlastung bereits gewisse rechtliche Konkretisierungen des Entlastungsin  stituts ableiten (IV.), denen die dogmatische Konstruktion der Entlastungsfolgen gerecht werden muss. Nach dieser Grundlegung sind die denkbaren Konstruktionsansätze herauszuarbeiten und im Einzelnen auf ihre Tauglichkeit zur Rechtfertigung der anerkannten Entlastungsfolgen zu untersuchen.

I   Die Entlastung im Bürgerlichen Recht

Bei den klassischen Geschäftsbesorgungsverhältnissen des Bürgerlichen Rechts taucht die Entlastung vor allem im Zusammenhang mit »Schlussrechnungen« nach Abschluss der übertragenen Geschäfte auf.13 Das beruht auf dem engen funktionalen Zusammenhang der Entlastung mit der Rechenschaftsablegung durch den Geschäftsführer. Da dieser Zusammenhang für das Verständnis des Entlastungsinstituts grundlegend ist, soll hiervon gleich zu Beginn ausführlicher die Rede sein.

1.  Die Rechenschafts und Rechnungslegungspflicht des Geschäftsführers nach Ausführung der Geschäfte

Schon der Auftragsvertrag als Grundform der bürgerlich-rechtlichen Geschäftsbesorgung verpflichtet in § 666 BGB den Geschäftsführer–den Beauftragten–»nach der Ausführung des Auftrags« zur Rechenschaft.14 Handelt es sich bei der Geschäftsführung um »eine mit Einnahmen und Ausgaben verbundene Verwaltung«, so erweitert und ergänzt § 259 Abs. 1 BGB diese Rechenschaftspflicht um eine Rechnungslegungspflicht. Der Geschäftsführer hat danach eine »geordnete Zusammenstellung der Einnahmen und der Ausgaben« anzufertigen und die erforderlichen Belege vorzulegen. Die Schlussrechnung hat dabei nicht nur die Aufgabe, die noch ausstehenden Leistungsverpflichtungen der Parteien näher zu konkretisieren. Vielmehr dient sie als integraler Bestandteil des Rechenschaftsvorgangs dazu, den Geschäftsherrn über die Einzelheiten der vorgenommenen Geschäfte und die daraus resultierenden Rechte und Pflichten in Kenntnis zu setzen. Das Erfordernis einer geordneten Zusammenstellung der Rechnungspositionen macht deutlich, dass der Geschäftsherr durch die Schlussrechnung in die Lage versetzt werden soll, die Geschäftsführung und die geltend gemachten Ansprüche des Geschäftsführers auf ihre sachliche Berechtigung hin zu überprüfen. Hierdurch unterscheidet sich die Rechenschafts und Rechnungslegungspflicht von der ebenfalls in § 666 BGB normierten Benachrichtigungs- und Auskunftspflicht. Diese dient während der laufenden Geschäftsführung vornehmlich dazu, dem Geschäftsherrn eine effektive Wahrnehmung des in § 665 BGB vorausgesetzten Weisungsrechts zu ermöglichen, um so auf den weiteren Verlauf der Geschäftsführung Einfluss zu nehmen.15

Die Rechnungslegungspflicht verdrängt die Rechenschaftspflicht nicht, sondern gestaltet sie im Bereich der finanzbezogenen Geschäfte besonders aus.16 Aus der Rechenschaftspflicht kann sich nach § 242 BGB deshalb die Verpflichtung ergeben, über die erteilten Belege hinaus zusätzliche Unterlagen zu unterbreiten oder die Geschäftsführung in einem mündlichen oder schriftlichen Rechenschaftsbericht eingehender zu erläutern.17 Daneben steht es dem Geschäftsführer frei, den Geschäftsherrn über das geschuldete Maß hinaus über den Verlauf der Geschäfte zu informieren. Allgemein gilt, dass die Rechenschaft–ebenso wie die Rechnungslegung–»vollständig, richtig, verständlich und nachprüfbar« sein muss.18 Da in bürgerlich-rechtlichen Rechtsverhältnissen das sog. Selbstbelastungsverbot des Strafrechts (»nemo tenetur se ipsum accusare«, vgl. § 136 Abs. 1 Satz 2 StPO) nicht greift, ist der Geschäftsführer im Rahmen der Rechenschaftspflicht grundsätzlich verpflichtet, tatsächliche oder etwaige Pflichtverletzungen und sogar gegen den Geschäftsherrn begangene Straftaten (§§ 263, 266 StGB) von sich aus offenzulegen.19 Gerade an diesen Informationen hat der Geschäftsherr typischerweise ein besonderes Interesse. Die Vorschrift des § 666 BGB soll dem Geschäftsherrn deshalb auch und gerade dann die notwendige Übersicht verschaffen, wenn der Geschäftsführer gegen die ihm obliegenden Pflichten verstoßen hat und die Rechenschaft den Nachweis des Vertrauensmissbrauchs erst ermöglicht oder zumindest erleichtert.20 Zum pflichtgemäßen Inhalt der Rechenschaft gehören deshalb sämtliche Umstände, die nach der Verkehrsan schauung und vernünftigem Ermessen zur sachgerechten Beurteilung der Geschäftsführung erforderlich sind.21

2.  Die Rechtsfolgen abgelegter Rechenschaft für die Haftung des Geschäftsführers

Rechenschaft und Rechnungslegung zielen nach den vorstehenden Ausführungen darauf ab, den Geschäftsherrn in die Lage zu versetzen, sich ein umfassendes Bild über die Geschäftsführung zu machen und zu entscheiden, ob der Geschäftsführer die ihm übertragenen Geschäfte ordnungsgemäß und erfolgreich geführt hat. Neben dieser Kontrolle soll die Rechenschaft den Geschäftsherrn aber auch in die Lage versetzen, die Geschäfte künftig wieder selbst in die Hand zu nehmen. Da die Rechenschaft insoweit den förmlichen Schlusspunkt der zurückliegenden Geschäftsführung darstellt, lässt sich zwangslos formulieren, dass der Geschäftsführer Rechenschaft ablegt, um sich für die Zukunft selbst von den übertragenen Aufgaben zu entlasten. Dieser Gedanke klingt z. B. in Art. 114 Abs. 1 GG an, wo es heißt, dass der Bundesminister der Finanzen »dem Bundestage und dem Bundesrate über alle Einnahmen und Ausgaben…zurEntlastung der Bundesregierung Rechnung zu legen« hat.22 Damit ist freilich nicht das hier zu untersuchende Rechtsinstitut der Entlastung gemeint. Zu einem Anspruchsverlust führt die Rechenschaftsablegung nämlich nur im Hinblick auf die Rechenschaftspflicht selbst, da der Geschäftsführer von ihr durch Erfüllung (§ 362 Abs. 1 BGB) frei wird.23 Das entbindet ihn grundsätzlich von der Last, zu einem späteren Zeitpunkt erneut zu den Einzelheiten der Geschäftsführung Stellung zu nehmend24 Auf diese Weise bleibt ihm erspart, sich die Einzelheiten der Geschäftsführung nach längerer Zeit durch u.U. aufwendiges Aktenstudium erneut vor Augen führen zu müssen.

a)  Die Darlegungs- und Beweislast des Geschäftsführers im Ersatzprozess

Selbst wenn der Geschäftsführer seine Rechenschaftspflicht aber ordnungsgemäß erfüllt hat, verbleibt eine Konstellation, in der eine erneute Stellungnahme und Erläuterung erforderlich werden kann. Macht der Geschäftsherr später nämlichAnsprüche aus pflichtwidriger Geschäftsführung geltend, trifft den Geschäftsführer nach allgemeinen Grundsätzen die Darlegungs- und Beweislast, dass er die ihm vorgeworfene Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat (§ 280 Abs. 1 Satz 2 BGB) und ihn insbesondere kein Verschulden trifft (§ 276 Abs. 1 Satz 1 BGB).25 Zwar ändert § 280 Abs. 1 Satz 2 BGB seinem Wortlaut nach nichts daran, dass zunächst der Geschäftsherr die Pflichtverletzung des Geschäftsführers und den daraus entstandenen Schaden darlegen und ggf. beweisen muss. Doch stellt sich gerade bei handlungsbezogenen Pflichten, die im Wesentlichen auf die Beachtung der bei der Geschäftsführung erforderlichen Sorgfalt gerichtet sind, die Frage, ob nicht auch hinsichtlich der objektiven Pflichtverletzung eine Umkehr der Darlegungsund Beweislast zulasten des Geschäftsführers gelten muss. Besteht nämlich die Pflichtverletzung in einem Sorgfaltspflichtverstoß, so ist mit dem Nachweis der objektiven Pflichtverletzung in aller Regel zugleich auch der Nachweis für das Vertretenmüssen in der Form der Fahrlässigkeit (§ 276 Abs. 2 BGB) erbracht.26 Denn für Fahrlässigkeit gilt nach allgemeiner Ansicht kein individueller, sondern ein auf die allgemeinen Verkehrsbedürfnisse ausgerichteter objektiv-abstrakter Sorg- faltsmaßstab.27 Das hätte zur Folge, dass § 280 Abs. 1 Satz 2 BGB bei handlungsbezogenen Pflichten weitgehend leerliefe, weil nicht der Schuldner die fehlende Fahrlässigkeit, sondern der Gläubiger als Voraussetzung des § 280 Abs. 1 Satz 1 BGB bereits den Sorgfaltspflichtverstoß darzulegen und ggf. zu beweisen hätte. Die Rechtsprechung gelangt zutreffend jedenfalls dann zu einer Beweislastumkehr hinsichtlich der objektiven Pflichtverletzung, wenn die Schadensursache allein aus der Verantwortungssphäre des Schuldners herrühren kann.28 Während diese Frage im Allgemeinen von den Umständen des Einzelfalls abhängt, wird die Schadensursache für die Schadensersatzpflicht des Geschäftsführers dagegen nicht selten allein aus dem Obhuts- und Gefahrenbereich des Geschäftsführers stammen.29 In einem solchen Fall muss der Geschäftsführer dann ausnahmsweise darlegen und beweisen, er habe weder objektiv noch subjektiv pflichtwidrig gehandelt.30 Im Gesellschaftsrecht ist dieser Befund in besonderen Vorschriften sogar zwingend festgeschrieben (§§ 93 Abs. 2 Satz 2,116 Satz 1 AktG, §§ 34 Abs. 2 Satz 2, 41 GenG, § 52 Abs. 1 GmbHG), weil die Gesellschaft dort typischerweise nicht über die für die Beurteilung der Pflichtwidrigkeit erforderliche Nähe zur Unternehmensführung verfügt.31 Die Gesellschaft trifft folglich die Darlegungs- und Beweislast nur dafür, dass und inwieweit ihr durch ein Verhalten des Organmitglieds in dessen Pflichtenkreis ein Schaden erwachsen ist.32 Hingegen hat das Organmitglied darzulegen und ggf. zu beweisen, dass er seinen Sorgfaltspflichten nachgekommen ist oder ihn kein Verschulden trifft, oder dass der Schaden auch bei pflichtgemäßem Alternativverhalten eingetreten wäred33 Zwar fehlen im übrigen Gesellschaftsrecht entsprechende Regelungen, doch werden § 93 Abs. 2 Satz 2 AktG, § 34 Abs. 2 Satz 2 GenG bei der GmbH,34 beim Verein35 und auch im Personengesellschaftsrecht36 entsprechend herangezogen. Die Analogie wird nicht zuletzt mit der Erwägung begründet, dass der Geschäftsführer einer Rechenschaftspflicht unterliege und sich deshalb auch hinsichtlich der Pflichterfüllung entlasten müssed37 Diese Begründung lässt sich zwanglos auf alle rechenschaftspflichtigen Geschäftsführer übertragen, soweit die Geschäftsführung gegenüber dem Geschäftsherrn derart verselbständigt ist, dasser diejenige Handlung oder Unterlassung, die den Schaden verursacht hat, nicht mehr konkret benennen kann und er deshalb »immer in einer Beweisnot wäre«.38

b)  Die Gefahr der Beweisnot vor Ablauf der Verjährungsfrist

Dass dem Geschäftsführer danach in einem Ersatzprozess vielfach der Entlastungsbeweis für objektiv und subjektiv pflichtgemäßes Handeln obliegt, führt dazu, dass er die Geschäftsführung in einem späteren Rechtsstreit mit dem Geschäftsherrn selbst dann erneut rechtfertigen muss, wenn dieser gegen die ursprünglich geleistete Rechenschaft gar keine Einwendungen erhoben hat. Zwar verliert der Geschäftsherr infolge der geleisteten Rechenschaft nach § 362 BGB seinen Anspruch auf Rechenschaft, im Rahmen eines etwaigen Ersatzprozesses muss sich der Geschäftsführer gleichwohl nochmals eingehend zur Ordnungsmäßigkeit der angegriffenen Geschäftsführungsmaßnahme äußern. Das kann mit zunehmendem Zeitablauf zu erheblichen Schwierigkeiten und letztlich zu einer unberechtigten Inanspruchnahme führen, insbesondere wenn der Geschäftsführer die relevanten Unterlagen an den Geschäftsherrn längst zurückgegeben hat (§ 667 BGB)39 und–was nicht selten ist–kraft vertraglicher Vereinbarung zur Vernichtung eigener Aufzeichnungen verpflichtet war. Zwar ist dem Geschäftsführer zur Vermeidung von Beweisnot nach dem Rechtsgedanken des § 810 BGB ein Einsichtsrecht in die Unterlagen des Geschäftsherrn zu gewährend 40Im historischen Kontext bestand gleichwohl das Problem, dass sich die regelmäßige Verjährungsfrist bis zur Reform des Schuldrechts im Jahre 2002 auf immerhin dreißig Jahre ab Anspruchsentstehung belief (§ 195 BGB a.F.) und für den Geschäftsführer damit erhebliche Unwägbarkeiten und Haftungsrisiken begründete, nicht zuletzt auch in Ansehung der deutlich kürzeren handels- und steuerrechtlichen Aufbewahrungsfristen (vgl. §§ 147 Abs. 3 AO, § 257 Abs. 4 HGB).41 Eineimmense praktische Bedeutung hatte die Verjährungsproblematik für den Testamentsvollstrecker42 und für den Verwalter im Wohnungseigentumsrecht, weil deren umfangreiche und regelmäßig auch langjährige Geschäftsführung seit jeher vielfältige Haftungsrisiken birgt, die mit fortschreitendem Zeitablauf wegen der schwieriger werdenden Exkulpation stetig zunehmen.

Im Gesellschaftsrecht stellte sich das Verjährungsproblem hingegen nicht in dieser Schärfe, weil das Gesetz für Ersatzansprüche dort besondere Regelungen vorsieht, um den betroffenen Organwaltern »nach objektiven Kriterien Gewissheit [zu geben], ab wann ihnen für ein bestimmtes Verhalten keine Inanspruchnahme mehr droht.«43 So gilt bei Kapitalgesellschaften seit jeher eine grundsätzlich fünfjährige Verjährungsfrist (§ 93 Abs. 6 AktG, § 43 Abs. 4 GmbHG, ebenso: § 34 Abs. 6 GenG),44 die mit der Entstehung des Anspruchs beginnt (§ 200 BGB)45 Zwar erstreckt sich die besondere gesellschaftsrechtliche Verjährung grundsätzlich nicht auf konkurrierende Ansprüche aus Bereicherungs- und Deliktsrecht,46 doch galt für deliktische Ansprüche bereits vor der Schuldrechtsreform die dreijährige Verjährungsfrist des § 852 BGB a.F. Hinzu kommt, dass die Darlegungs- und Beweislast bei deliktischen und bereicherungsrechtlichen Ansprüchen nach allgemeinen Grundsätzen ohnehin beim Geschäftsherrn liegt. Nach altem Recht musste ein Geschäftsführer daher zwar auch noch nach vielen Jahren mit einer Inanspruchnahme aus Bereicherungsrecht rechnen, jedoch war er hierbei nicht in der gleichen Schärfe der mit einem Exkulpationsbeweis verbundenen Gefahr einer Beweisnot ausgesetzt.47

c)  Die Möglichkeit einer negativen Feststellungklage

Nur unter besonderen Voraussetzungen kann der Geschäftsführer die gewünschte zeitnahe Klarheit über das Fehlen einer Haftung durch Erhebung einer negativen Feststellungsklage gemäß § 256 ZPO erlangen. Eine solche Klage erfordert als Sachurteilsvoraussetzung nämlich ein rechtliches Interesse an alsbaldiger Feststellung. Dieses ist nur gegeben, »wenn dem Recht oder der Rechtslage des Klägers eine gegenwärtige Gefahr der Unsicherheit droht und das Feststellungsurteil geeignet ist, diese Gefahr zu beseitigen.«48! Begehrt der Geschäftsführer die Feststellung, dass bestimmte Ersatzansprüche nicht bestehen, so ist hierfür erforderlich, dass sich der Geschäftsherr dieser Ersatzansprüche »berühmt«.49 Äußert sich der Geschäftsherr anlässlich der Rechenschaft in diesem Sinne, so steht es dem Geschäftsführer frei, von sich aus eine gerichtliche Klärung herbeizuführen. Selbst wenn er davon absieht, kann er in neuralgischen Punkten aber zumindest für eine zeitnahe Beweissicherung sorgen. Die negative Feststellungsklage nutzt dem Geschäftsführer dagegen wenig, wenn der Geschäftsherr die Rechenschaft zunächst klaglos hinnimmt und erst später Ersatzansprüche erhebt. Zwar kann der Geschäftsherr auch dann noch über § 256 ZPO auf die Klärung der Sach und Rechtslage dringen, doch ändert die Einbettung des Ersatzanspruchs in die negative Feststellungsklage und die damit verbundene Umkehr der Parteirollen nichts an der Verteilung der Darlegungs- und Beweislast nach Maßgabe des materiellen Rechts50 Hat der Zeitablauf also bereits zu einer Verschlechterung der Beweissituation geführt, wirkt sich das in gleicher Weise auf die negative Feststellungsklage aus.

3   Die Erweiterung des Rechenschaftsvorgangs um die Entlastungserklärung des Geschäftsherrn

Im rechtshistorischen Kontext bestand für den bürgerlich-rechtlichen Geschäftsführer vor diesem Hintergrund vielfach ein besonderes Bedürfnis, im Zusammenhang mit der Erfüllung der Rechenschaftspflicht zugleich Rechtssicherheit in der Weise zu erlangen, dass die Haftungsfrage einem künftigen Streit weitgehend entzogen wird. Zu diesem Zweck wird der Rechenschaftsvorgang um eine förmliche Abschlusserklärung des Geschäftsherrn erweitert. Über die bloße Quittierung der Rechnungslegung (§ 368 BGB) hinaus kommt es dabei zu einer rechtlichen Billigung–einem »Anerkenntnis«–der Schlussrechnung durch den Geschäftsherrn. Die Besonderheit eines derartigen Anerkenntnisses besteht darin, dass es sich nicht darauf beschränkt, die Rechnung sei formell und rechnerisch richtig, sondern weitergehend zum Ausdruck bringt, dass auch die der Rechnung zugrunde liegenden Geschäfte ordnungsgemäß geführt worden seien51 Soweit sie in der Rechnung zum Ausdruck kommt, wird die zurückliegende Geschäftsführung folglich über den rechnerischen Inhalt der Schlussrechnung hinaus gebilligt. Für den hier zu untersuchenden Zusammenhang kommt es auf diesen Umstand ganz entscheidend an. Denn wegen des Durchgriffs der Billigung auf die Geschäftsführung wird das Anerkenntnis der Schlussrechnung in der Praxis zutreffend als »Entlastung« des Geschäftsführers bezeichnet; wie eingangs erwähnt, soll die mit dem Anerkenntnis der Schlussrechnung verbundene Billigung der Geschäftsführung als Entlastung zur Folge haben, dass der Geschäftsherr sämtliche Ersatzansprüche verliert, die ihm im Zeitpunkt der Erklärung bekannt waren oder die er bei pflichtgemäßer Sorgfalt hätte erkennen können52

Die Schuldrechtsreform im Jahre 2002 hat das Bedürfnis nach einer solchen Klarstellung der Haftungsverhältnisse für die bürgerlich-rechtliche Geschäftsführung freilich erheblich abgeschwächt. Die neue dreijährige Regelverjährung der §§ 195, 199 BGB beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den anspruchsbegründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste (§ 199 Abs. 1 BGB). Da es der Geschäftsführer anlässlich der Erfüllung seiner Rechenschaftspflicht selbst in der Hand hat, dem Geschäftsherrn die entsprechende Kenntnis zu verschaffen bzw. wenigstens grob fahrlässige Unkenntnis herbeizuführen, bestehen für die bürgerlich-rechtliche Geschäftsführung kaum mehr unzumutbare Haftungsrisiken. Nach Aufhebung von § 197 Abs. 2 Nr. 1 BGB gilt das seit dem 1. Januar 2010 auch für den Testamentsvoll strecker.53 Gleichwohl hat die Verkürzung der Regelverjährung bisher keinen erkennbaren Einfluss auf die Entlastungsdiskussion entfaltet.Vielmehr ist die zuvor geübte Praxis durchweg beibehalten worden, was nicht zuletzt daran liegt, dass die Verkürzung der Verjährung das Bedürfnis nach Klarstellung zwar verringert, aber keinesfalls beseitigt hat54 Denn die Dauer der Verjährung ist vielfach nur ein Grund für das Klarstellungsbedürfnis des Geschäftsführers. Das zeigt sich darin, dass es ohnehin nur in bestimmten Fällen der Geschäftsführung typischerweise zu einem solchen Anerkenntnis kommt. So findet die Entlastung im Schrifttum zum Auftragsvertrag–entsprechend ihrer praktischen Bedeutung in diesem Bereich–heute kaum mehr Erwähnung55 Anders verhält es sich, wenn die Geschäftsführung von einer gewissen Dauer war oder komplexere Tätigkeiten zum Gegenstand hatte. Denn das Bedürfnis des Geschäftsführers nach formalisierter Abnahme nimmt zu, je umfangreicher die Geschäftsführung und je größer deshalb der Beurteilungs- und Bewertungspielraum des Geschäftsherrn ist56 Entlastungsfolgen werden danach vor allem mit dem Anerkenntnis der Schlussrechnung des Vormunds,57 des Betreuers,58 des Pflegers,59 des Testamentsvollstreckers60 oder des Kommissionärs61 verbunden.

Hervorzuheben ist, dass es sich hierbei um Konstellationen handelt, in denen das Anerkenntnis der Schlussrechnung im Rechtsverkehr typischerweise als Billigung der Geschäftsführung angesehen wird und deshalb Entlastungsfolgen haben soll. Zwar ist es auch bei einem gewöhnlichen Auftragsvertrag ohne weiteres denkbar, dass der Auftraggeber dem Beauftragten vor dem Hintergrund geleisteter Rechenschaft Entlastung erteilt. Doch wird man bei der Auslegung einer mehrdeutigen Erklärung, in der die Wendung »Anerkenntnis der Schlussrechnung« oder das Wort »Entlastung« fehlen62 eher zurückhaltend zu verfahren haben, wenn die Geschäftsführung nur kurzfristige, überschaubare Sachverhalte zum Gegenstand hatte. In solchen Fällen wird regelmäßig ein besonderes Klarstellungsbedürfnis des Geschäftsführers fehlen, so dass nicht anzunehmen ist, dass sich die Erklärung des Geschäftsherrn über die formelle und rechnerische Richtigkeit der Abrechnung hinaus gerade auf die Geschäftsführung als solche erstrecken soll.

4   Das Fehlen eines Anspruchs des Geschäftsführers auf Entlastung

Während das BGB den Begriff der Entlastung des Geschäftsführers an keiner Stelle ausdrücklich erwähnt, befasst sich die Vorschrift des § 1892 Abs. 2 BGB zumindest der Sache nach mit ihr, indem sie das Anerkenntnis der Schlussrechnung des Vormunds behandelt. Danach hat das Familiengericht über die Abnahme der Rechnung mit den Beteiligten zu verhandeln und, »soweit die Rechnung als richtig anerkannt wird, …das Anerkenntnis zu beurkunden«. Die gesetzliche Regelung macht deutlich, dass der vormals unter Vormundschaft stehende Minderjährige nicht zur Entlastung durch Anerkenntnis der Schlussrechnung verpflichtet ist, sondern eine Entscheidung hierüber in sein Belieben gestellt ist. Zwar hat das Familiengericht über die Entlastung zu verhandeln, woraus allgemein abgeleitet wird, dass es auf die Entlastung hinzuwirken hat, wenn die Geschäftsführung keine Anhaltspunkte zu einer Beanstandung bietet63 Gleichwohl steht dem vormaligen Mündel das letzte Wort zu. Gegen die Normierung eines weitergehenden Anspruchs auf Entlastung wurde in den Motiven zum BGB angeführt, dass der Mündel nicht generell zur Aufgabe einer ihm günstigen Rechtsposition gezwungen werden dürfe, da er im Zeitpunkt der Entscheidung oft noch geschäftlich unerfahren und vor allem nur ungenügend über die Verwaltung informiert sei.64 Zu berücksichtigen sei zudem, dass eine freiwillige Erklärung des unbeschränkt geschäftsfähig gewordenen Mündels über die Anerkennung der Rechnung für ihn in vielen Fällen nicht nur ungefährlich, sondern auch einer im beiderseitigen Interesse liegenden gedeihlichen Abwicklung der Vormundschaft dienlich sei.65 Da er demgemäß weder zur Erteilung noch überhaupt zu einer Entscheidung über die Entlastung verpflichtet ist66 kann er von dieser Frage auch gänzlich Abstand nehmen, ohne dass damit zwangsläufig eine förmliche Entlastungsverweigerung in der Art einer Misstrauensbekundung verbunden sein muss.

Der Grundsatz, dass es im Belieben des Geschäftsherrn steht, sich im Wege der Entlastung verbindlich über die Geschäftsführung zu äußern, lässt sich auf sämtliche Formen der bürgerlich-rechtlichen Entlastung übertragen. Es entspricht heute nahezu allgemeiner Ansicht, dass der Geschäftsherr im Zusammenhang mit der Rechenschaftsablegung keinen Anspruch auf Erteilung der Entlastung hat, selbst wenn die Geschäftsführung ordnungsgemäß war.67 Bezogen auf den entlastungsbedingten Rechtsverlust werden hierfür im Wesentlichen zwei Argumente angeführt: Für den Fall, dass die Geschäftsführung tatsächlich ordnungsgemäß war, wird argumentiert, dass die Entlastung mangels verzichtbarer Rechte ohnehin keinen Rechtsverlust zeitigen könne.68 Bestünden dagegen Ersatzansprüche gegen den Geschäftsführer, so soll eine Pflicht zur Entlastungserteilung schon deshalb ausscheiden, weil niemand als Folge bloßer Rechenschaft zur Aufgabe von Rechten gezwungen sein könne.69 Beide Argumente sind nicht völlig unzweifelhaft: Zum einen kann eine Entlastung auch bei Fehlen eines Ersatzanspruchs sinnvoll sein, weil angesichts der besonderen Beweislastverteilung im Zeitpunkt der Entlastungserteilung nicht ausgemacht ist, dass sich das Fehlen des Ersatzanspruchs in einem späteren Prozess auch erweisen lassen wirdd70 Zum anderen wird es dem Geschäftsführer im Falle des Bestehens eines Ersatzanspruchs redlicherweise auch gar nicht um Enthaftung gehen, sondern um die zeitnahe Klärung schadensträchtiger Vorgänge. Gegenstand eines etwaigen Entlastungsanspruchs wäre daher nicht die Pflicht des Geschäftsherrn zur Rechtsaufgabe, sondern allenfalls eine »Pflicht« zur Prüfung und Beanstandung der Geschäftsführung, um dem Geschäftsführer die Möglichkeit einer negativen Feststellungsklage gegen unberechtigte Vorwürfe zu eröffnen. Bei näherer Betrachtung zwingen die vorgebrachten Argumente folglich nicht zur Verneinung eines Anspruchs auf Entlastung, sondern sie machen lediglich deutlich, dass ein solcher Entlastungsanspruch jedenfalls nicht auf eine Rechtsaufgabe durch den Geschäftsherrn gerichtet sein kann.

Erhebliche Zweifel am Bestehen eines Anspruchs auf Entlastung ergeben sich im geltenden Recht richtigerweise aber daraus, dass die Verkürzung der Regelverjährung das Risiko des bürgerlich-rechtlichen Geschäftsführers, aus Gründen der Beweislast in einem Ersatzprozess zu Unrecht zu unterliegen, erheblich gemindert hat. Dem Geschäftsführer dürfte der Ablauf der Regelverjährung im geltenden Recht daher ebenso zumutbar sein wie jedem anderen Schuldner. Demgemäß steht es bei der bürgerlich-rechtlichen Entlastung ohne besondere Vereinbarung der Parteien grundsätzlich im Belieben des Geschäftsherrn, ob er sich–etwa durch Anerkennung der Schlussrechnung–zur Frage der Entlastung äußert.

5  Zusammenfassung

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Entlastung im BGB zwar nicht eigens geregelt, im Recht der Geschäftsbesorgung jedoch allgemein anerkannt ist. Im historischen Kontext ergab sich das Bedürfnis des Geschäftsführers nach alsbaldiger Klarstellung der Haftungsverhältnisse vor allem daraus, dass die Verjährung von Ersatzansprüchen mit dreißig Jahren übermäßig lange dauerte und mit zunehmenden Zeitablauf eine Verschlechterung der Beweislage zulasten des Geschäftsführers zu befürchten stand. Wegen des Erfordernisses eines Exkulpationsbeweises (jedenfalls hinsichtlich des Vertretenmüssens und ggf. sogar hinsichtlich der objektiven Pflichtwidrigkeit) war ein Unterliegen des Geschäftsführers in einem Ersatzprozess nämlich auch in solchen Fällen möglich, in denen es tatsächlich zwar an einem schuldhaften Pflichtverstoß fehlte, dem Geschäftsführer aber der Exkulpationsbeweis nicht (mehr) gelang. Um die im Interesse des Geschäftsführers liegende Klarstellung herbeizuführen, wird der Rechenschaftsvorgang sachlich um die Erklärung des Geschäftsherrn erweitert, er billige die Geschäftsführung. Verbreitet ist dabei die konkludente Entlastung durch Anerkenntnis der Schlussrechnung nach Abschluss der Geschäfte. Um ein solches Anerkenntnis als Entlastung auslegen zu können, ist es erforderlich, dass mit dem Anerkenntnis über den eigentlichen Inhalt der Rechnung hinaus gerade auch die zugrunde liegende Geschäftsführung gebilligt wird. Das ist regelmäßig anzunehmen, wenn die Geschäftsführung auf eine gewisse Dauer angelegt ist oder komplexere Tätigkeiten zum Gegenstand hat. Beispiele sind das Anerkenntnis der Schlussrechnung des Vormunds (§ 1892 Abs. 2 BGB), des Betreuers, des Pflegers, des Testamentsvollstreckers und des Kommissionärs. Der Geschäftsführer hat selbst dann keinen Anspruch auf Entlastung, wenn er die Geschäfte ordnungsgemäß geführt hat. Vielmehr steht es im Belieben des Geschäftsherrn, die geführten Geschäfte durch Entlastungserteilung zu billigen.

II.   Die Entlastung im Gesellschaftsrecht

Anders als bei den bürgerlich-rechtlichen Geschäftsbesorgungsverhältnissen kommt der Entlastung im Gesellschaftsrecht eine erheblich größere praktische Bedeutung zu. Wie sich im Folgenden zeigen wird, unterscheidet sich die gesellschaftsrechtliche Entlastung zwar in zahlreichen Details von der Entlastung des Bürgerlichen Rechts, dennoch folgt die Entlastung in beiden Rechtsbereichen den gleichen Grundsätzen. Vor allem lässt sich der funktionale Zusammenhang von Rechenschaft und Entlastung auch im Gesellschaftsrecht nachweisen.

Für die Einordnung des Organhandelns als Geschäftsbesorgung ist es schon im Ausgangspunkt unerheblich, ob bei den einzelnen Gesellschaftsformen zwischen einem Bestellungs und Anstellungsrechtsverhältnis unterschieden wird.71 Soweit ein eigenständiges Anstellungsverhältnis anerkannt ist,72 handelt es sich bei dem zugrunde liegenden schuldrechtlichen Vertrag typischerweise um einen auf die Geschäftsbesorgung gerichteten freien Dienstvertrag (§§ 675,611 ff. BGB)73 Um nichts anderes als die Besorgung fremder Geschäfte geht es aber auch im Bestellungsrechtsverhältnis. Besonders deutlich zeigt sich das im Vereinsrecht, denn dort erklärt § 27 Abs. 3 BGB im Organverhältnis von Verein und Vorstand die allgemeinen Vorschriften des Auftragsrechts (§§ 664 bis 670 BGB) für entsprechend anwendbar. Zwar ist die Organstellung in den übrigen Gesellschaftsformen deutlich differenzierter ausgestaltet, doch ändert das an dem Grundcharakter der Tätigkeit der Organmitglieder als Geschäftsbesorgung nichts. In der bisherigenTypologie ist die Gesellschaft daher als Geschäftsherr, das jeweilige Organmitglieder als Geschäftsführer anzusehen.

Anders als das Bürgerliche Recht unterscheidet das Gesellschaftsrecht seit langem begrifflich klar zwischen der Entscheidung über die Rechnungslegung in Form des Jahresabschlusses einerseits und der Entlastung als Billigung der Geschäftsführung andererseits.74 Die Entlastung ist dabei in einer Vielzahl von Zuständigkeits und Verfahrensvorschriften erwähnt: Die Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft entscheidet alljährlich in den ersten acht Monaten des Geschäftsjahres über »die Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats« (§§ 119 Abs. 1 Nr. 3,120 Abs. 1 Satz 1 AktG). Die Generalversammlung einer Genossenschaft entscheidet in den ersten sechs Monaten des Geschäftsjahres über »die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats« (§ 48 Abs. 1 Satz 2,3 GenG). Die Gesellschafter einer GmbH entscheiden über »die Entlastung« der Geschäftsführer (§ 46 Nr. 5 GmbHG). Die Entscheidung erfolgt stets durch Beschluss der Gesellschafterversammlung und erfordert grundsätzlich die einfache Mehrheit der Stimmen (§ 133 Abs. 1 AktG, § 47 Abs. 1 GmbHG, § 43 Abs. 2 Satz 1 GenG). Bei der Beschlussfassung unterliegen die betroffenen Organmitglieder wegen Interessenwiderspruchs einem Stimmverbot, wenn der Beschluss darauf gerichtet ist, sie »zu entlasten oder von einer Verbindlichkeit zu befreien« (§ 136 Abs. 1 Satz 1 AktG, ähnlich: § 47 Abs. 4 Satz 1 GmbHG, § 43 Abs. 6 GenG, ohne die Entlastung zu erwähnen: § 34 BGB).75 Dabei handelt es sich um eine besondere Ausprägung des Grundsatzes, dass niemand »Richter in eigener Sache« sein soll.76

1.  Die Entlastung als Schlusspunkt des Rechenschaftsvorgangs

Der gesellschaftsrechtlichen Entlastung ist ebenso wie der bürgerlich-rechtlichen Entlastung die Ableistung von Rechenschaft durch die betroffenen Organmitglieder vorgelagert. Die Rechnungslegung ist anders als in § 259 BGB stark formalisiert und ausdifferenziert. Dabei sieht das Gesetz für kleine Kapitalgesellschaften und Kleinstkapitalgesellschaften (§§ 267, 267a HGB) gewisse Erleichterungen vor, nicht zuletzt weil die Geschäftsführung bei ihnen häufig weniger komplex ist (§§ 264 Abs. 1 Satz 4 und Satz 5, 336 Abs. 2 HGB). Überblicksartig ergibt sich das folgende Bild:

a)  Aktiengesellschaft

Wesentliche Bestandteile der Rechnungslegung des Vorstands einer Aktiengesellschaft sind der Jahresabschluss (§§ 172,174 AktG), der Lagebericht (§ 289 HGB) und der Bericht des Aufsichtsrats (§ 172 Abs. 2 AktG).77 Diese Unterlagen müssen von der Einberufung der ordentlichen Hauptversammlung an in dem Geschäftsraum der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre ausliegen und jedem Aktionär muss auf Verlangen unverzüglich eine Abschrift der Vorlagen erteilt werden (§ 175 Abs. 2 AktG). Zulässig ist es auch, die Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich zu machen (§ 175 Abs. 2 Satz 4 AktG), damit sie im Vorfeld der Versammlung ohne größeren Aufwand eingesehen werden können. In der Hauptversammlung hat der Vorstand die von ihm erstellten Vorlagen, der Vorsitzende des Aufsichtsrats den Bericht des Aufsichtsrats zu erläutern (§ 176 Abs. 1 Satz 2 AktG).

Bis zu seiner Aufhebung durch das ARUG78 im Jahre 2009 legte § 120 Abs. 3 Satz 2 AktG fest, dass der Vorstand den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Bericht des Aufsichtsrats der Hauptversammlung auch im Zusammenhang mit der Beschlussfassung über die Entlastung vorzulegen hatte. Im geltenden Recht fehlt es an einer solchen formalen Verknüpfung der Entlastung mit der Vorlage der Rechenschaftsunterlagen. Der Gesetzgeber hielt die Vorschrift für überflüssig, weil die Verhandlung über die Entlastung nach § 120 Abs. 3 AktG ohnehin mit der Verhandlung über den Bilanzgewinn (§ 174 AktG) verbunden werden »soll« und die Beschlussfassung über die Gewinnverwendung gemäß § 175 Abs. 1 Satz 1 AktG wiederum an die Vorlage des Jahresabschlusses nebst Lagebericht geknüpft ist.79 Freilich beruht die Verknüpfung der Entlastungsentscheidung mit der Rechnungslegung damit lediglich noch auf der »Soll«-Vorschrift des § 120 Abs. 3 AktG sowie auf der Vorstellung, dass wegen der gleichen Fristen in §§ 120 Abs. 1 Satz 1, 175 Abs. 1 Satz 2 AktG über die Gewinnverwendung und die Entlastung in derselben Hauptversammlung entschieden wird. An einer solchen faktischen Verbindung der Beschlussgegenstände kann es aber fehlen, vor allem wenn nach Vertagung erstmals oder nach Beschlussanfechtung erneut über die Entlastung zuentscheiden ist.80 Ist dann die Gewinnverwendung längst beschlossen, läuft die Soll-Vorschrift des § 120 Abs. 3 AktG leer. Da dem Gesetzgeber die Abweichung der geltenden Rechtslage vom früheren § 120 Abs. 3 Satz 2 AktG nicht bewusst war, stellt sich die Streichung nach zutreffender Ansicht als Redaktionsversehen dar81 Daraus folgt, dass der Jahresabschluss und die damit zusammenhängenden Berichte auch dann vorzulegen sind, wenn über die Entlastung entgegen § 120 Abs. 3 AktG nicht im Zusammenhang mit der Gewinnverwendung entschieden wird82 Diese Verknüpfung ist schon deshalb sachgerecht, weil Jahresabschluss und Lagebericht wichtige Beurteilungsgrundlagen für den Beschluss über die Entlastung sind.83

Die Vorlage und Erläuterung der genannten Unterlagen wird ergänzt durch ein individuelles Auskunftsrecht.84 Gemäß § 131 Abs. 1 Satz 1 AktG ist den Aktionären in der Hauptversammlung auf Verlangen Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die begehrten Informationen zur sachgemäßen Beurteilung des jeweiligen Tagesordnungspunkts erforderlich sind. Während das Fragerecht inhaltlich danach im Grundsatz zwar beschränkt ist, erlangt es im Zusammenhang mit der Entlastungsentscheidung eine erhebliche Aufwertung. Soweit die Informationen zu einer sachgerechten Beurteilung der Entlastungsfrage erforderlich sind, erstreckt sich das Auskunftsrecht auf die gesamte Geschäftsführung und sogar auf persönliche Informationen (Werdegang, Nebentätigkeiten).85 Dass die aufVerlangen erteilten Auskünfte ebenfalls zur Rechenschaft gehören, folgt ausdrücklich aus § 131 Abs. 2 Satz 1 AktG,wonach die Auskünfte den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen haben.

b)  Genossenschaft

Im Genossenschaftsrecht stellt § 48 Abs. 1 GenG die Entlastung in einen unmittelbaren sachlichen Zusammenhang mit der Feststellung des Jahresabschlussesund der Verwendung des Jahresüberschusses. Der Jahresabschluss (§ 33 Abs. 1 Satz 2 GenG, § 336 Abs. 1 HGB), der Lagebericht (§ 336 Abs. 1 HGB) und der Bericht des Aufsichtsrats (§38 Abs. 1 Satz 5 GenG) sollen mindestens eine Woche vor der Versammlung in dem Geschäftsraum der Genossenschaft bzw. an anderer geeigneter Stelle zur Einsichtnahme der Mitglieder ausgelegt oder ihnen sonst zur Kenntnis gebracht werden (§ 48 Abs. 3 Satz 1 GenG). Auf Verlangen sind den Mitgliedern auch Abschriften zur Verfügung zu stellen (§ 48 Abs. 3 Satz 2 GenG). In der Generalversammlung haben Vorstand und Aufsichtsrat über die erstellten Vorlagen zu berichten, um auf diese Weise eine angemessene Entscheidungsgrundlage für die von den Mitgliedern zu fassenden Beschlüsse zu schaffen.86 Entsprechend § 131 AktG ist überdies anerkannt, dass die Mitglieder in der Versammlung ein Auskunftsrecht haben, soweit sich die begehrten Informationen auf den jeweiligen Gegenstand der Tagesordnung beziehen und der sachgerechten Meinungsbildung des Mitglieds oder der Generalversammlung dienen.87 Im Zusammenhang mit der Entscheidung über die Entlastung bezieht sich das Fragerecht–wie bei der Aktiengesellschaft–demnach grundsätzlich auf die gesamte Tätigkeit der Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder.88

c)  Gesellschaft mit beschränkter Haftung

Für die GmbH sieht § 42a Abs. 1 Satz 1 GmbHG vor, dass die Geschäftsführer den Jahresabschluss und den Lagebericht unverzüglich nach Aufstellung bzw. nach Fertigstellung der Abschlussprüfung (§ 316 Abs. 1 Satz 1 HGB) den Gesellschaftern zum Zwecke der Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen haben. Für die Beschlussfassung über den Jahresabschluss sind die Gesellschafter nach § 46 Nr. 1 GmbHG zuständig. Der Beschluss muss gemäß § 42a Abs. 2 GmbHG innerhalb der ersten acht Monate, bei kleinen Gesellschaften (§ 267 HGB) innerhalb der ersten elf Monate des folgenden Geschäftsjahres gefasst werden. Hat die Gesellschaft einen Aufsichtsrat (§ 52 GmbHG), so ist dessen Bericht über das Ergebnis seiner Prüfung nach § 42a Abs. 1 Satz 3 GmbHG ebenfalls vorzulegen. Entsprechend § 176 Abs. 1 Satz 2 AktG haben die Geschäftsführer und (sofern vorhanden) der Vorsitzende des Aufsichtsrats die vorgelegten Unterlagen in der Versammlung mündlich zu erläutern.89 Ebenso besteht in der Versammlung ein Auskunftsrecht der Gesellschafter. Auf die Streitfrage, ob es sich hierbei um ein eigenständiges »beschlussbezogenes Informationsrecht«90 oder lediglich um eine besondere Ausprägung des § 51a GmbHG handelt91 kommt es im vorliegenden Zusammenhang nicht an. Denn schon das Informationsrecht des § 51a GmbHG ist umfassend ausgestaltet und findet seine Grenze erst bei einer nicht zweckentsprechenden Wahrnehmung92 Für ein selbständiges Informationsrecht könnte letztlich nicht anderes gelten.

Anders als das Aktien- und Genossenschaftsrecht sieht das GmbHG keine Frist vor, innerhalb derer die Gesellschafter über die Entlastung zu entscheiden haben, da sich § 42a Abs. 2 GmbHG allein auf den Jahresabschluss beschränkt. Bei genauer Betrachtung legt das Gesetz noch nicht einmal fest, ob die Gesellschafter überhaupt periodisch über die Entlastung zu beschließen haben. Aus § 46 Nr. 5 GmbHG folgt insoweit nur, dass die Gesellschafter für die Entlastung zuständig sind, wenn die Gesellschaft eine solche Entscheidung treffen soll. Gleichwohl gehört die Entlastung in der Praxis seit jeher zu den »jährlich wiederkehrenden Standardbeschlüssen«.93 Diese Praxis lässt sich mit einer entsprechenden Heranziehung von § 120 Abs. 1 Satz 1 AktG, § 48 Abs. 1 GenG rechtfertigen, wobei freilich die speziellere Frist des § 42a Abs. 2 GmbHG zugrunde zu legen ist.94 Auch im GmbH-Recht geht der Entlastung daher die Rechenschaft voraus.

Anders als im Aktien- und Genossenschaftsrecht ist die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats im GmbH-Recht nicht geregelt. Insbesondere bezieht sich der Verweis des § 52 GmbHG auf die aktienrechtlichen Vorschriften über den Aufsichtsrat gerade nicht auf § 120 Abs. 1 Satz 1 AktG, der für die Aktiengesellschaft festlegt, dass die Gesellschafter auch über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats zu entscheiden haben. Gleichwohl ist als Folge der grundsätzlichen Allzuständigkeit der Gesellschafterversammlung allgemein anerkannt, dass die Gesellschafter nicht nur für die Entlastung der Geschäftsführer, sondern auch für die Entlastung von Aufsichtsratsmitgliedern (sowie von Mitgliedern eines etwaigen Beirats) zuständig sind95

d)  Eingetragener Verein

Das Vereinsrecht des BGB erwähnt die Entlastung nicht. Da sich die Rechenschafts- und Rechnungslegungspflicht des Vorstands gegenüber dem Verein aber aus §§ 27 Abs. 3, 666 BGB ergibt,96 ist nach den vorstehenden Ausführungen zur bürgerlich-rechtlichen Geschäftsbesorgung zugleich auch der Anwendungsbereich für das Rechtsinstitut der Entlastung eröffnet. Hinzu kommt, dass es sich bei Kapitalgesellschaften durchweg um juristische Personen des Privatrechts handelt (§ 1 Abs. 1 Satz 1 AktG, § 13 Abs. 1 GmbHG, § 17 Abs. 1 GenG), weshalb eine Übertragung der kapitalgesellschaftsrechtlichen Entlastungsgrundsätze auf den Verein–immerhin die Grundform der juristischen Person des Privatrechts (vgl. §§ 21, 22 BGB)97–seit langem anerkannt ist.98 Dass die Mitgliederversammlung auch ohne ausdrückliche gesetzliche Anordnung über die Entlastung entscheiden darf, folgt wie schon bei der GmbH aus der Allzuständigkeit der Gesellschafterversammlung (§ 32 Abs. 1 Satz 1 BGB).99 Die Beschlussfassung erfolgt »nach allgemeinem Vereinsbrauch« im Anschluss an den Rechenschaftsbericht des Vorstands.100

Die Zulässigkeit der Entlastung im Vereinsrecht wird durch § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 StBerG bestätigt. Danach wird ein rechtsfähiger Verein vom Staat nur dann als Lohnsteuerhilfeverein anerkannt, wenn die Mitglieder- bzw. Vertreterversammlung (§ 14 Abs. 1 Satz 3 StBerG) nach der Satzung alljährlich innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe des wesentlichen Inhalts der Prüfungsfeststellungen (§ 22 Abs. 7 Nr. 2 StBerG) »über die Entlastung des Vorstands wegen seiner Geschäftsführung während des geprüften Geschäftsjahres« zu befinden hat. Die Vorschrift setzt die Zulässigkeit der Entlastung im Vereinsrecht voraus und soll lediglich sicherstellen, dass bei einem Lohnsteuerhilfeverein periodisch über die Entlastung zu entscheiden ist. Dem liegt die Erwägung zugrunde, dass die Entlastung wie bei den Kapitalgesellschaften zu den Regularien der Vereinsversammlung gehören soll, um eine regelmäßige Befassung der Vereinsmitglieder mit der Geschäftsführung des Vorstands sicherzustellen.101 Das Vereinsrecht des BGB ordnet eine periodische Beschlussfassung anders als § 120 Abs. 1 Satz 1 AktG und § 48 Abs. 1 Satz 3 GenG nicht an, belässt den Vereinsmitgliedern insofern alsoeinen Gestaltungsspielraum. Als Ausdruck dessen finden sich in den Vereinssatzungen auch außerhalb von § 14 StBerG regelmäßig Bestimmungen, die die Mitgliederversammlung im Zusammenhang mit den Rechenschaftsberichten zur periodischen Entscheidung über die Entlastung anhaltend.102

Auch den Vereinsmitgliedern steht in der Vereinsversammlung ein individuelles Auskunftsrecht zu. Zwar normiert §§ 27 Abs. 3, 666 BGB nach zutreffender Ansicht lediglich ein kollektives Informationsrecht des Vereins, jedoch lässt sich das individuelle Informationsrecht des einzelnen Vereinsmitglieds wegen der körperschaftlichen Verfassung des Vereins aus einer Analogie zu § 131 AktG herleiten.103 Hierfür gelten die bereits dargestellten Grundsätze.

e)  Rechtsfähige Stiftung

Für die rechtsfähige (selbständige) Stiftung verweist § 86 BGB auf die vereinsrechtlichen Vorschriften und über diese ebenfalls auf § 666 BGB.104 Da die Stiftung jedoch lediglich ein rechtlich verselbständigtes Sondervermögen ist und keine Mitglieder hat, ist für eine Entlastung des Stiftungsvorstands grundsätzlich kein Raum: Die Rechenschaftspflicht des Stiftungsvorstands besteht zwar gegenüber der staatlichen Stiftungsbehörde, doch ist diese als Rechtsaufsicht ausschließlich zur Durchsetzung der Rechte der Stiftung gegen den Stiftungsvorstand berufend105 Etwas anderes kann aber gelten, wenn die Stiftungssatzung die Einrichtung eines besonderen Kontrollorgans–etwa eines Verwaltungsbeirats oder Aufsichtsrats–vorsieht.106 Soweit gegenüber diesem Rechenschaftspflichten bestehen, ist nach allgemeinen Grundsätzen auch eine Entscheidung über die Entlastung denkbar. Umstritten ist hierbei, ob die Stiftungssatzung dem Kontrollorgan die Entlastungskompetenz ausdrücklich einräumen muss107 oder ob die bloße Einrichtung des Organs genügt.108 Mit Blick auf die bisherige Darstellung überzeugte es kaum, die Einräumung einer gesonderten Entlastungskompetenz zu verlangen, weil eine solche auch bei den übrigen Formen der Geschäftsbesorgung nicht für erforderlich gehalten wird. Vielmehr steht es dem Rechenschaftsempfängers nach allgemeinen Grundsätzen frei, im Zusammenhang mit der Rechenschaft über die Entlastung zu entscheiden, womit freilich noch nicht über die Rechtsfolgen einer solchen Entlastung entschieden ist.109

f)   Personengesellschaften

Die Entlastung spielt daneben auch im Personengesellschaftsrecht eine Rolle.110 Das Fehlen einer gesetzlichen Regelung beruht hier maßgeblich darauf, dass für eine Entlastung grundsätzlich kein Raum ist, wenn–wie im gesetzlichen Regelfall–sämtliche Gesellschafter die Geschäftsführung gleichberechtigt ausüben (§§ 114, 115 HGB).111 Jeder Gesellschafter wäre dann gleichsam als »Richter in eigener Sache« befasst, weil er die Geschäftsführung stets auch selbst zu verantworten hat (vgl. § 115 Abs. 2 HGB). Eine Entlastung machte unter diesen Voraussetzungen wenig Sinn. Etwas anderes gilt aber, wenn die Geschäftsführung abweichend vom gesetzlichen Leitbild gegenüber den Gesellschaftern in der Weise verselbständigt ist,112 dass sie sich auf einzelne geschäftsführende Gesellschafter konzentriert.113 Häufig enthält der Gesellschaftsvertrag in solchen Fällen neben den besonderen Regelungen über die Geschäftsführung zugleich auch Vorgaben zur Entlastung.114 Typische Anwendungsfälle sind Publikumsgesellschaften.115

g)  Wohnungseigentümergemeinschaft

Große praktische Bedeutung hat die Entlastung schließlich im Wohnungseigentumsrecht, wobei auch das WEG die Entlastung an keiner Stelle erwähnt. Im hier untersuchten Zusammenhang kommt es zunächst nicht entscheidend darauf an, ob man die Wohnungseigentümergemeinschaft als eine besondere Gesellschaftsform einordnet.116 Denn selbst wenn es sich nicht um eine Gesellschaft handelt, sondern lediglich um einen »Verband sui generes«117 legen doch die zahlreichen Parallelen zum Gesellschaftsrecht ihre Behandlung eher an dieser Stelle als bei der bürgerlich-rechtlichen Entlastung nahe.

Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer soll–anders als die Aktiengesellschaft, die GmbH und die Genossenschaft–zwar keine juristische Person sein, nach § 10 Abs. 6 Satz 1 WEG kommt ihr aber dennoch Rechtsfähigkeit zu.118 Allerdings wurde die Rechtsfähigkeit der Gemeinschaft bis zu der grundlegenden Entscheidung des Bundesgerichtshofs im Jahre 2005119 heftig bestritten120 und selbst danach fand der Streit erst zwei Jahre später durch die gesetzgeberische Klarstellung in § 10 Abs. 6 WEG ein Ende.121 Dennoch war die Geltung der gesellschaftsrechtlichen Entlastungsgrundsätze bereits vor der Anerkennung der Rechtsfähigkeit nahezu unbestritten, weil das WEG für das Innenverhältnis der Gemeinschaft seit jeher eine differenzierte Kompetenzverteilung zwischen den Miteigentümern (§§ 21 ff. WEG), dem Verwalter (§§ 26–28 WEG) und dem (fakultativen) Verwaltungsbeirat (§ 29 WEG) vorsah. Im Innenverhältnis war die Gemeinschaft damit ganz ähnlich strukturiert und organisiert wie eine juristische Person.122 Unabhängig von der in Frage stehenden Rechtsfähigkeit der Gemeinschaft sah man in eben diesen Übereinstimmungen der Binnenorganisation seit langem einen tragfähigen Anknüpfungspunkt für die Übertragung gesell schaftsrechtlicher Grundsätze auf das Wohnungseigentumsrecht. So wurden Verwalter und Verwaltungsbeirat schon früh als »Organe« der Gemeinschaft angesehen.123 Die Übertragung gesellschaftsrechtlicher Grundsätze blieb daneben zu Recht nicht nur auf die Bestellung oder Abberufung beschränkt,124 sondern wurde auch für die Entlastung fruchtbar gemacht, die in § 46 Nr. 5 GmbHG immerhin in einem Atemzug mit der Bestellung und Abberufung genannt ist. Die Zuständigkeit der Wohnungseigentümerversammlung zur Entscheidung über die Entlastung wird allgemein aus §§ 21 Abs. 3, 23 Abs. 1 WEG abgeleitet, denn auch ohne dass der Beispielkatalog des § 21 Abs. 5 WEG die Entlastung erwähnt, handelt es sich um eine Maßnahme der »ordnungsmäßigen Verwaltung« des gemeinschaftlichen Eigentums125 Die Entscheidung über die Entlastung erfolgt wiederum durch Beschluss mit der einfachen Mehrheit der Stimmen (§ 25 Abs. 1 WEG). Das Stimmverbot des § 25 Abs. 2 WEG wird dabei allgemein dahin ausgelegt, dass der Verwalter bzw. die Mitglieder des Verwaltungsbeirats von der Beschlussfassung über die eigene Entlastung ausgeschlossen sind.126

Auch im Wohnungseigentumsrecht ist die Entlastung in den Rechenschaftsvorgang eingebunden. Da dem Verwalter eine nach §§ 26 ff. WEG besonderes ausgestaltete Geschäftsbesorgung für die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer obliegt, ist er zur Rechenschaft und Rechnungslegung verpflichtet, die durch § 28 Abs. 3 und 4 WEG an die Erfordernisse des Wohnungseigentumsrecht angepasst wird.127 In der Praxis des Wohnungseigentumsrechts wird über die Entlastung typischerweise im Zusammenhang mit der Jahresabrechnung entschieden. Häufig sind beide Gegenstände in einem Tagesordnungspunkt zusammengefasst oder folgen doch unmittelbar aufeinander. Wie schon das Vereinsrecht ordnet auch das WEG nicht an, dass über die Entlastung periodisch zu entscheiden ist. Daraus lässt sich ableiten, dass es sich bei der Entlastung–vorbehaltlich abweichender Vereinbarungen–um einen fakultativen Beschlussgegenstand handelt.






2.  Die Rechtsfolgen der Entlastung

Ebenso wie bei den Geschäftsbesorgungsverhältnissen des Bürgerlichen Rechts stellt die Entlastung danach auch im Gesellschafts- und Wohnungseigentumsrecht den förmlichen Abschluss des Rechenschaftsvorgangs dar. Vor diesem Hintergrund überrascht es wenig, dass die gesellschaftsrechtliche Entlastung grundsätzlich in gleichem Umfang zum Verlust bekannter und erkennbarer Ersatzansprüche führen soll.

a)  Verlust bekannter und erkennbarer Ersatzansprüche

Neben den bereits erwähnten Zuständigkeits- und Verfahrensvorschriften findet sich freilich nur im Aktienrecht eine gesetzliche Regelung zu den Rechtsfolgen der Entlastung: § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG legt fest, dass die Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der Aktiengesellschaft »keinen Verzicht auf Ersatzansprüche« enthält. Die Besonderheit dieser Vorschrift besteht darin, dass sie sich zwar als einzige Rechtsnorm überhaupt mit den Rechtsfolgen der Entlastung näher befasst, gleichwohl aber nach nahezu einhelliger Ansicht als eine Sondervorschrift des Aktienrechts angesehen wird, die einer Verallgemeinerung oder Übertragung auf andere Gesellschaftsformen schon im Ansatz nicht zugänglich sei. Diese Sichtweise, die auf der Annahme beruht, dass der Gesetzgeber die Geltung der klassischen Entlastungsfolgen für das Aktienrecht bewusst ausgeschlossen hat, soll im zweiten Kapitel ausführlicher auf ihre Berechtigung und Reichweite untersucht werden.128 Für das übrige Gesellschaftsrecht ist demgegenüber weithin anerkannt, dass die Gesellschaft als Folge der Entlastung mit solchen Ersatzansprüchen ausgeschlossen ist, die dem entlastenden Organ bekannt waren oder bei sorgfältiger Prüfung der unterbreiteten Vorlagen und Berichte bekannt sein konnten.129 Die Rechtsfolge der Entlastung ist daher–mitAusnahme des Aktienrechts–identisch mit der der bürgerlich-rechtlichen Entlastung.

Wegen der größeren praktischen Bedeutung finden sich im Gesellschaftsrecht vertiefte Ausführungen zu den von der Entlastung betroffenen Ansprüchen. Ihre Rechtsfolgen sollen sich nicht nur auf Schadensersatzansprüche aus dem Geschäftsbesorgungsverhältnis–d.h. aus dem Bestellungs- und Anstellungsrechtsverhältnis–erstrecken, sondern auch auf anderweitige Ersatzansprüche.130 Dass hierunter nicht nur Schadensersatzansprüche zu verstehen sind, ist für »Ersatzansprüche« im Sinne des § 46 Nr. 8 GmbHG131 oder des § 147 Abs. 1 AktG132 seit langem anerkannt. Ausführlich hat der Bundesgerichtshof die Erstreckung der Entlastung auf Bereicherungsansprüche im GmbH-Recht begründet: Die Entlastung würde ihrem Wesen als umfassende Billigung der Geschäftsführung nicht gerecht, wenn sich der aus ihr folgende Anspruchsverlust nur auf Schadensersatzansprüche, nicht aber zugleich auch auf die durch dieselbe Handlung begründeten Bereicherungsansprüche bezöge.133 Komme wegen Fehlens der subjektiven Voraussetzungen eines Schadensersatzanspruchs von vornherein nur ein Bereicherungsanspruch in Frage, so müsse dieser erst recht ausgeschlossen sein; denn wenn ein Geschäftsführer, der den schadensersatzrechtlichen Haftungstatbestand objektiv und subjektiv erfülle, durch Entlastung von seiner Haftung freikäme, könne für den bloß objektiv pflichtwidrig handelnden Geschäftsführer nichts anderes gelten.134 Gründe für eine Besserstellung gerade des schadensersatzpflichtigen Geschäftsführers seien nicht ersichtlich.135 Auch der nur objektiv pflichtwidrig handelnde Geschäftsführer, der einen Bereicherungsanspruch auslöse, müsse deshalb gleichermaßen in den Genuss der Haftungsfreistellung gelangen. Erforderlich sei aber wiederum, dass ein sachlicher Zusammenhang zwischen der Geschäftsführung und dem Bereicherungsanspruch bestehe, dass nämlich »die die Bereicherung begründende Vermögensverschiebung auf eine Maßnahme der Geschäftsführung zurückzuführen« sei.136 Diese Argumentation weist keinen spezifischen Bezug zur Entlastung des GmbH-Geschäftsführers auf, sondern lässt sich zwanglos auf sämtliche Geschäftsbesorgungsverhältnisse übertragen. Sie gilt gleichermaßen für Schadensersatzansprüche aus unerlaubter Handlung (§§ 823 ff. BGB), soweit die schadensstiftende Handlung wiederum mit der Geschäftsführung in spezifischem Zusammenhang steht.

b)  Erstreckung auf Gestaltungsrechte wegen pflichtwidriger Geschäftsführung

Pflichtverletzungen des Geschäftsführers sind zudem nicht nur Anknüpfungspunkt für Ersatzansprüche des Geschäftsherrn, sondern können auch andere Sanktionen des pflichtwidrigen Verhaltens auslösen. Wichtigstes Beispiel ist die gesetzliche Einräumung von Gestaltungsrechten,137 die dem Geschäftsherrn die einseitige Auflösung des Geschäftsbesorgungsverhältnisses ermöglichen. Auch hier kommt es maßgeblich auf die gesetzliche Ausgestaltung des betroffenen Geschäftsbesorgungsverhältnisses an. Während es bei den klassischen bürgerlichrechtlichen Geschäftsbesorgungsverhältnissen typischerweise um die »außerordentliche Kündigung« geht, kann im Bereich der Organschaft zwischen der »außerordentlichen Kündigung des Anstellungsvertrags« und der Beendigung des Bestellungsrechtsverhältnisses durch »Abberufung aus wichtigem Grund« unterschieden werden.138 Die genauen Einzelheiten sind für die vorliegende Untersuchung nicht von Belang, entscheidend ist allein, dass es sich bei sämtlichen der genannten Auflösungsrechte um Gestaltungsrechte (und nicht um Ansprüche) handelt. Hervorzuheben ist freilich, dass die Frage bei den bürgerlich-rechtlichen Geschäftsbesorgungsverhältnissen nur selten relevant wird, weil die Entlastung hier typischerweise den Schlusspunkt der Geschäftsführung bildet und sich deshalb die Frage nach Kündigungsrechten nur in Ausnahmefällen stellt.

c)  Kein Ausschluss unverzichtbarer Ansprüche

Daneben sind bei manchen Gesellschaftsformen auch Einschränkungen der Entlastungsfolgen anerkannt. So soll sich der Rechtsverlust im GmbH-Recht nach einhelliger Ansicht nicht auf unverzichtbare Ansprüche erstrecken (§§ 9b Abs. 1, 30, 43 Abs. 3 S. 2, 57 Abs. 4, 64 S. 4 GmbHG).139 Interessanterweise beruht § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG auf einer ähnlichen Erwägung: Denn § 93 Abs. 4 Satz 3 AktG schließt einen rechtsgeschäftlichen Verzicht auf Ersatzansprüche nach deren Entstehung für die Dauer von drei Jahren schlechthin aus. Die Normierung des § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG beruhte deshalb maßgeblich auf dem Umstand, dass die aktienrechtliche Entlastung für die Dauer der Sperrfrist ohnehin keinen Anspruchsverlust begründen konnte und die Entlastungsfolgen über die Sperrfrist hinaus vereinheitlicht werden sollten.140 Im Genossenschaftsrecht fehlt es zwar an einer § 93 Abs. 4 Satz 3 AktG entsprechenden Vorschrift (vgl. § 34 Abs. 4 GenG), dennoch wird zuweilen vertreten, dass § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG entsprechende Anwendung finden soll141 Diesen Bedenken soll im zweiten Kapitel zur Sonderrolle der aktienrechtlichen Entlastung ausführlicher nachgegangen werden.142

Besonderheiten bestehen schließlich im Stiftungsrecht bei der Entlastung durch ein mittels Satzung gesondert eingerichtetes Kontrollorgan.143 Wegen der strengen Bindung des Kontrollorgans an die Interessen der Stiftung, soll ein Rechtsverlust durch Entlastung nur soweit eintreten, wie das ausnahmsweise dem Interesse der Stiftung entspricht.144 Bei näherem Hinsehen steht diese Begrenzung mit den Grundsätzen der Entlastung in anderen Geschäftsbesorgungsverhältnissen durchaus in Einklang, weil sich die Reichweite des Rechtsverlusts dort ebenfalls nach den jeweiligen rechtlichen Besonderheiten richtet. Während etwa im GmbH-Recht unverzichtbare Ansprüche unberührt bleiben, sind im Stiftungsrecht schon die allgemeinen Anforderungen an die Zulässigkeit eines rechtsgeschäftlichen Verzichts erheblich strenger. Da ein solcher Verzicht nur dann wirksam ist, wenn er nach umfassender Abwägung im Stiftungsinteresse liegt,145 kann auch eine Entlastung nur unter diesen strengen Voraussetzungen zu einem Anspruchsverlust führen. Auf der anderen Seite überzeugte es nicht, der Entlastung die Folge eines Anspruchsverlusts schlechthin zu versagen, in der gleichen Entscheidungssituation jedoch einen Verzicht für zulässig zu erachten.146 Allgemein kann damit aus den vorstehenden Ausführungen abgeleitet werden, dass die Entlastung jeweils nur soweit reichen kann, wie ein rechtsgeschäftlicher Verzicht in Ansehung des betroffenen Geschäftsbesorgungsverhältnisses möglich wäre.

3.  Das Fehlen eines Anspruchs auf Entlastung

Neben der Billigung der Geschäftsführung soll die Entlastung im Gesellschaftsund Wohnungseigentumsrecht zugleich eine Vertrauenskundgabe für die Zukunft enthalten.147 Zuweilen wird die Vertrauenskundgabe sogar als der wesentliche Inhalt der Entlastung angesehen.148 Schon im Ansatz fehlt eine solche in die Zukunft weisende Vertrauenskundgabe freilich, wenn die Entlastung erst nach endgültigem Abschluss der Geschäftsführung–also nach dem Ausscheiden aus dem Amt–erteilt wird und eine Fortführung der Geschäfte überhaupt nicht im Raume steht.149 Allenfalls kommt eine in die Zukunft gerichtete Vertrauenskundgabe deshalb bei der periodischen Entlastung in laufenden Geschäftsbesorgungsverhältnissen in Betracht. Freilich ist der rechtliche Ertrag einer solchen Deutung für die vorliegende Untersuchung gering. Denn bei der Vertrauens kundgabe handelt es sich um eine außerrechtliche Folge der Entlastung. Wie die Regelung des § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG zeigt, muss eine Vertrauenskundgabe nicht zwingend mit einem möglichen Rechtsverlust einhergehen. Ob sie Einfluss auf den entlastungsbedingten Rechtsverlust hat, muss auch schon deshalb bezweifelt werden, weil eine solche Vertrauenskundgabe bei der nach dem Ausscheiden aus dem Amt erteilten Entlastung fehlt, die Rechtsfolgen einer solchen Entlastung aber mit denen der periodischen Entlastung übereinstimmen sollen.
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